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Terminhinweise

Wiederholung
Freitag, 19. April, 14 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal

Vollversammlung des Behindertenbeirats der Landeshauptstadt München:
Stadtrat Christian Müller (SPD) spricht in Vertretung des Oberbürgermei-
sters ein Grußwort. In der Vollversammlung werden erste Ergebnisse der
„Studie zur Lebenssituation der Menschen mit Behinderungen in Mün-
chen“ vorgestellt.

Wiederholung
Freitag, 19. April, 18 Uhr, Saal des Alten Rathauses

Beim Gewerkschaftsempfang der Landeshauptstadt München anläss-
lich des Maifeiertages ehrt Oberbürgermeister Christian Ude Elisabeth
Bayerle, Barbara Beck, Tamara Cesur, Roland Groß, Karl-Heinz Lechner,
Liselotte Peuker, Hannelore Rademacher, Arno Schindler und Gerlinde
Woppmann für ihr langjähriges gewerkschaftliches Wirken mit der Me-
daille „München leuchtet – Den Freundinnen und Freunden Münchens“.

Wiederholung
Freitag, 19. April, 19 Uhr, Rathausgalerie, Marienplatz 8

Zur Eröffnung der Themenausstellung „Schweben“ spricht  Stadträtin
Monika Renner (SPD) in Vertretung des Oberbürgermeisters Grußworte.
Die gezeigten Arbeiten von Marc Fromm, Stefano Giuriati, Isabel Haase,
Rita Hensen, Werner Reiterer, Alix Stadtbäumer, Iskander Yediler und
Dominik Wandinger, haben dabei keine Bodenberührung.

Dienstag, 23. April, 16 Uhr, Saal des Alten Rathauses

6. Kulturempfang der Münchner Schulen: Stadtschulrat Rainer Schweppe
ehrt mehr als 120 Schülerinnen und Schüler für herausragende Leistungen
im Bereich der kulturellen Bildung. Die Kinder, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen kommen aus 28 verschiedenen Schulen – von der Grundschu-
le bis zur Berufsoberschule. Sie haben sich weit über den regulären Unter-
richt hinaus in den unterschiedlichsten Sparten der Künste engagiert und
damit das schulische Leben bereichert und das Profil ihrer Schulen ge-
prägt. Im Verlauf dieses Empfangs zeigen Schülerinnen und Schüler Kost-
proben ihres Könnens.
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Bürgerangelegenheiten

Donnerstag, 25. April, 18.30 Uhr, Stadtteilzentrum Fürstenried Ost,

„Bürgersaal“, Züricher Straße 35 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 19 (Thalkirchen - Obersend-
ling - Forstenried - Fürstenried - Solln) mit dem Vorsitzenden Hans Bauer.

Donnerstag, 25. April, 19 Uhr, Turnhalle der Realschule an der

Blutenburg, Grandlstraße 5 (barrierefrei)

Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 21 (Pasing - Obermenzing), Be-
zirksteil Obermenzing. Die Versammlungsleiterin Bürgermeisterin Christine
Strobl und der Bezirksausschussvorsitzende Christian Müller informieren
zu Beginn über wichtige Themen und Projekte im Stadtbezirk.
Bürgersprechstunde

Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreterinnen und Vertreter aus folgenden Berei-
chen interessierten Bürgerinnen und Bürgern Rede und Antwort: Baurefe-
rat-Gartenbau und Tiefbau, Bauzentrum, Kreisverwaltungsreferat-Straßen-
verkehr, Referat für Gesundheit und Umwelt, Energieberatung, Münchner
Verkehrsgesellschaft-Öffentlicher Nahverkehr, Polizeiinspektion, Stadt-In-
formation und der Bezirksausschussvorsitzende Christian Müller.

Meldungen

GBW AG: OB Ude bedauert „totale Konfusion“ der Staatsregierung

(18.4.2013) Oberbürgermeister Christian Ude bedauert, dass die Bayeri-
sche Staatsregierung und die CSU nach dem Desaster bei der Landes-
bank und der Privatisierung der Landesbank-Wohnungsgesellschaft GBW
AG jetzt den Zorn der Mieter ausgerechnet auf das kommunale Korsorti-
um lenken wollen, das „bis an die äußersten Schmerzgrenzen“ alle Bemü-
hungen unternommen hat, um die staatlichen Wohnungen in öffentlichem
Eigentum zu behalten. Besonders beklagenswert findet Ude folgende
Sachverhalte:
„1. Bei der Bayerischen Staatsregierung scheint die totale Konfusion

ausgebrochen zu sein, weil drei unzuständige Minister ein Vorhaben als
„starken Tobak“ und „Trickserei“ anprangern, das der einzig zuständige
Staatsminister als oberste Rechtsaufsichtsbehörde sogar in Schrift-
form (und zurecht!) gefordert hat. Ich bedanke mich ausdrücklich bei
Innenminister Joachim Herrmann, dass er dem Zusammenschluss von
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sieben Kommunen erlaubt hat, eine Gesellschaft mit Wohnungsbestän-
den über 100 Kommunen zu erwerben, wenn auch mit der Maßgabe,
dass die sieben beteiligten Kommunen „ihren Anteilsbestand zumin-
dest mittelfristig auf das Maß, das den Wohnungen in ihrem Gemeinde-
gebiet entspricht, zurückführen“. Für den Fall, dass es zu den von der
Rechtsaufsicht geforderten Veräußerungen kommt, sehen die Eckpunk-
te des kommunalen Konsortiums allenfalls eine „Veräußerung lokaler
Wohnungsbestände an die oder im Einvernehmen mit den jeweiligen
Standort-Kommunen“ vor. Nur in den Kommunen, die einen Erwerb von
Wohnungen in ihrem Gemeindegebiet ablehnen und auch keinen Erwer-
ber vorschlagen können, wird die Frage der Käuferauswahl überhaupt
relevant. Ich behaupte: Es gibt in ganz Deutschland keine weitere
Landesregierung, die ihre Kommunen mit rechtsaufsichtlichen Vorgaben
bindet und dann die Einhaltung dieser Auflagen verurteilt, als ob es
sittenwidrig wäre, Hinweise und Forderungen der Rechtsaufsicht zu
befolgen.

2. Genauso verwirrend ist die Tatsache, dass sich die Münchner CSU-
Stadtratsfraktion einer „Enthüllung“ rühmt und die Vereinbarung mit der
Bayerischen Versorgungskammer, die Wohnungen in öffentlichem
Eigentum zu behalten, als „Spekulationsgeschäft“ und „Heuschrecken-
verhalten“ geißelt. Was die CSU als „Enthüllung“ präsentiert, ist nichts
anderes als die Wiedergabe eines Beschlusses des Stadtrats der
Landeshauptstadt München, der Stadt Nürnberg, der Stadt Erlangen,
der Stadt Aschaffenburg, der Stadt Miltenberg sowie der Städte Dingol-
fing und Puchheim. Nachdem die CSU wiederholt nichtöffentliche Be-
schlussvorlagen in dieser Sache öffentlich kommentiert und aus der
nichtöffentlichen Sitzung berichtet hat, gebe ich zur Abwehr unzulässi-
ger Angriffe auf den Stadtrat und die Stadtverwaltung nun folgende
Tatsache bekannt: Der Stadtratsbeschluss enthält ausdrücklich folgen-
de sogar durch Fettdruck hervorgehobene Ziffer: „Der Stadtrat stimmt
dem Abschluss des Memorandums of Understanding mit der Bayeri-
schen Versorgungskammer zu“. Nach all der moralischen Empörung und
Entrüstung bayerischer Kabinettsmitglieder und der CSU-Fraktionsspit-
ze entbinde ich hiermit die CSU-Fraktion von ihrer Verschwiegenheits-
pflicht hinsichtlich des eigenen Abstimmungsverhaltens zu dieser
Beschlussziffer.

3. Völlig zu unrecht werden von der Staatsregierung und der CSU alle
Verdienste des kommunalen Konsortiums allein mir zugeschrieben.
Tatsächlich hat das Konsortium alles den Kommunen Mögliche getan,
um die jetzt von der Landesbank privatisierten Wohnungen in öffentli-
chem Eigentum zu behalten, auch jene Wohnungen, die auf Geheiß der
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Rechtsaufsicht langfristig nicht in kommunalem Eigentum bleiben
dürfen, sondern weiter veräußert werden müssen. Dass hierfür eine
Behörde des Freistaats Bayern (!) zur Mitwirkung gefunden werden
konnte, ist ein außergewöhnlicher Glücksfall!. Dieses Verdienst gebührt
aber nicht mir allein, sondern auch dem Bayerischen Städtetag, der den
kommunalen Zusammenschluss initiiert hat und neben meinen SPD-
Kollegen in Nürnberg, Aschaffenburg und Puchheim auch meinen CSU-
Kollegen in Erlangen, und Miltenberg sowie dem Kollegen aus Dingol-
fing (Unabhängige Wählergemeinschaft), die sich alle auf einmütige
Stadtratsbeschlüsse stützen können. Die blindwütigen Attacken der
drei Kabinettsmitglieder und der heute zitierten CSU-Sprecher gelten
also allen um die Rettung der GBW bemühten Kommunen und damit
auch deren CSU-Repräsentanten.

Ausdrücklich begrüße ich die Erklärung des CSU-Fraktionsvorsitzenden im
Bayerischen Landtag, den Vorgang Landesbank/GBW AG „auch im Land-
tag intensiv zu untersuchen“. Selbstverständlich bin ich gerne bereit, dem
Bayerischen Landtag alle Unterlagen vorzulegen, ich bitte aber ausdrück-
lich, auch meinen CSU-Amtskollegen hierzu Gelegenheit zu geben.“

(teilweise voraus)
Bieterverfahren GBW AG – „Grundsatzvereinbarung“ mit der BVK

Zu den aktuellen Presseberichten, wonach das kommunale Konsortium
mit der Bayerischen Versorgungskammer (BVK) eine Grundsatzvereinba-
rung zur möglichen Veräußerung von Teilwohnungsbeständen für den Fall
des Zuschlags abschließen wollte, erklärt die Wohnen in Bayern Verwal-
tungs GmbH (WIN-B):
1. Im Rahmen der kommunalrechtlichen Abklärung der Zulässigkeit des

kommunalen Konsortiums hatten die Oberbürgermeister von München,
Nürnberg und Erlangen von der Obersten Rechtsaufsichtsbehörde,
dem Bayerischen Staatsministerium des Innern, die Vorgabe erhalten,
den in allen Landesteilen verstreuten Immobilienbestand der GBW AG
nicht in vollem Umfang dauerhaft behalten zu dürfen.
Das Innenministerium teilte hierzu mit: „Soweit sich die Anteile an dem
zu gründenden Konsortium nicht einem privaten Investor (….) zuordnen
lassen, müssen die beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften
darauf hinwirken, dass sie ihren Anteilsbestand zumindest mittelfristig
auf das Maß, das den Wohnungen in ihrem Gemeindegebiet entspricht,
zurückführen.“

2. Durch diese strikten kommunalrechtlichen Vorgaben des Staatsministe-
riums des Innern stand somit fest, dass auf mittelfristige Sicht das
Engagement der Kommunen auf ihren lokalen Anteil am Gesamtwoh-
nungsbestand zu beschränken war.
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3. Selbstverständlich ist eine Mitwirkung am Erwerb allen über 100 Kom-
munen mit lokalem GBW-Wohnungsbestand angeboten worden, zu-
nächst durch die Einladung, sich am kommunalen Konsortium zu beteili-
gen. Einige Städte, wie z.B. Rosenheim, Landshut und Kempten haben
auch an Informationsveranstaltungen teilgenommen. Dabei sind sie
auch auf die Möglichkeit eines späteren Erwerbs des lokalen Woh-
nungsbestandes hingewiesen worden. Natürlich hätte diese Lösung
immer Vorrang gehabt. Letztlich haben sich sieben Kommunen bzw.
deren Wohnungsbaugesellschaften zum Konsortium zusammenge-
schlossen. Der spätere Wohnungserwerb wäre aber weiterhin allen
Kommunen offen gestanden.

4. Nur um weitere Möglichkeiten auszuloten, nahm das kommunale
Konsortium Kontakt zur Bayerischen Versorgungskammer (BVK) auf,
die als Behörde des Freistaats Bayern der öffentlichen Hand zuzurech-
nen ist. Ziel war es, die vom Innenministerium auferlegte Veräußerungs-
pflicht so zu erfüllen, dass zum Schutz der Mieterschaft die Wohnungen
gesichert in der öffentlichen Hand bleiben. Somit hätten diese Übertra-
gungen gerade keine Privatisierung der Wohnungen bedeutet. Zudem
wäre die BVK als langfristig an Bestandshaltung interessierter Partner
eingetreten. Die Eckpunkte des kommunalen Geschäftsmodells, das
weit mehr Mieterschutz als die sogenannte „Sozialcharta“ der Bayern-
LB bedeutet hätte, wurden von der BVK vollumfänglich anerkannt. Das
heißt, die BVK wäre zu dem substantiell erweiterten Mieterschutz
bereit gewesen, den das kommunale Konsortium beschlossen hat.

5. Der Entwurf der gegenseitigen Interessensbekundung sah im Übrigen
keine Rechtspflicht zur Übertragung von Wohnungen vor, sondern
schuf lediglich eine für beide Parteien noch unverbindliche Möglichkeit
zur Übertragung.

6. Die Anzahl möglicher Übertragungen wurde auf 500 bis 1.000 Wohnein-
heiten pro Jahr begrenzt. Dies liegt deutlich unter der von der Landes-
bank im Bieterverfahren vorgegebenen zulässigen Höchstgrenze für
Übertragungen von 1.500 Wohneinheiten pro Jahr.

7. Das Interesse der BVK an einer Übernahme von Teilwohnungsbestän-
den war nach dem Kenntnisstand der Bietergesellschaften WIN-B
übrigens das einzige Engagement, das eine Behörde des Freistaats
gegenüber dem kommunalen Konsortium zu leisten bereit gewesen
wäre. Eine Rolle als Mitgesellschafter im kommunalen Konsortium, wie
sie die Bayerische Staatsregierung für die Bayerische Landesstiftung
nun vorübergehend für das PATRIZIA-Konsortium erwogen hat, wurde
auch auf entsprechende Bitten der bayerischen Oberbürgermeister
abgelehnt.
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Das Schreiben des Bayerischen Staatsministers des Innern, Joachim

Herrmann, an den Münchner Oberbürgermeister Christian Ude,

Nürnbergs Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly und Erlangens Ober-

bürgermeister Dr. Siegfried Balleis vom 2. November 2012:
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Mieterschutz durch Erhaltungssatzungen ausgeweitet

(18.4.2013) Durch das Instrument der Erhaltungssatzung nach dem Bauge-
setzbuch werden in München seit 1987 Wohngebiete vor sozial unverträg-
lichen Aufwertungs- und Verdrängungsprozessen geschützt. Nun hat der
Stadtrat die Kriterien ausgeweitet, in welchen Gebieten Erhaltungssatzun-
gen ausgewiesen werden können. Die Landeshauptstadt München
schöpft so weiterhin ihre rechtlichen Möglichkeiten zur Bestandssicherung
aus. Zusätzlich hat der Stadtrat die Verwaltung beauftragt, die Wohnquar-
tiere mit GBW-Wohnungsbeständen nach den neuen Kriterien zu überprü-
fen und nach Möglichkeit durch Erhaltungssatzungen zu schützen. Damit
möchte die Landeshauptstadt trotz der von der Bayerischen Landesbank
vorgesehenen Privatisierung der GBW-Wohnungen deren Mieterinnen und
Mieter schützen.
Mit dem gestrigen Beschluss des Planungsausschusses hat die Landes-
hauptstadt München ihren Indikatorenkatalog für Erhaltungssatzungsge-
biete aufgeweitet und nutzt damit ihre eigenen Handlungsspielräume zur
Optimierung des Mieterschutzes noch besser aus. Die neuen Indikatoren
werden künftig sowohl bei der turnusmäßigen Überprüfung der bestehen-
den Erhaltungssatzungsgebiete als auch bei der Prüfung beantragter Er-
haltungssatzungen angewendet. Unter anderem wird ab jetzt zusätzlich
auch der Anteil des Gebäudebestands von 1969 bis 1978 als Aufwertungs-
indikator untersucht, sodass der hier zu erwartende energetische Sanie-
rungsschub nicht zulasten der Bestandsbewohnerschaft geht. Weiterhin
werden die Anteile der 60- bis 74-Jährigen (bisher: der über 74-Jährigen)
sowie der Anteil der Alleinerziehenden zusätzlich mitbetrachtet, da diese
Gruppen durch ihre Lebens- und Einkommenssituation besonders gefähr-
det durch Verdrängungsprozesse sind.
Die Bewohnerinnen und Bewohner von Erhaltungssatzungsgebieten könn-
ten noch besser vor Umwandlungen und Luxussanierungen ihrer Wohnun-
gen geschützt werden, wenn der Freistaat Bayern einen Genehmigungs-
vorbehalt für die Begründung von Wohnungs- und Teileigentum einführen
würde. Seit 1998 appelliert die Landeshauptstadt München gemeinsam
mit zahlreichen Verbündeten an die Bayerische Staatsregierung, diese
Möglichkeit zu nutzen, bislang ohne Wirkung.

Stadtrat stellt Weichen für Pferde-Show und Deutsches Theater

(18.4.2013) Wo in Fröttmaning vor kurzem der letzte Vorhang im Ausweich-
quartier des Deutschen Theaters fiel,  sollen ab 2015 die Pferde der erfolg-
reichen Familien-Entertainment-Show „Apassionata“ galoppieren. Dies hat
der Kommunalausschuss des Münchner Stadtrats in seiner heutigen Sit-
zung beschlossen.
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Die „Apassionata“ GmbH hatte sich für die Zwischennutzung der gesam-
ten Fläche in Fröttmaning beworben. „Apassionata“ gehört mit 500.000
Besucherinnen und Besuchern jährlich zu den erfolgreichsten Live-Enter-
tainment-Shows in Europa. Geplant ist neben einem Publikumssaal für
2.000 Personen in spektakulärer Bauweise eine „Erlebniswelt“ mit einer
großen Pferdekoppel. Die Landeshauptstadt München überlässt Apassio-
nata das vier Hektar große Areal zunächst für fünf Jahre mit anschließen-
der jährlicher Option auf Verlängerung.
Ursprünglich hatte das Deutsche Museum am Gelände nahe der U-Bahn-
station Fröttmaning Interesse angemeldet, um hier im Rahmen seiner Zu-
kunftsinitiative eine Zentrale Schausammlung zu errichten. Die neue
Schausammlung mit optimalen Lager- und Logistikbedingungen soll neben
den für die Öffentlichkeit unzugänglichen reinen Lagerbereichen attraktive
Zonen aufweisen, die für Schulklassenführungen, einen Tag der offenen Tür,
für Fachpublikum, Wissenschaftler und die interessierte Öffentlichkeit zu-
gänglich eingerichtet sind.
Obwohl der Standort Fröttmaning der Favorit des Deutschen Museums
ist, kommt für die Landeshauptstadt München ein Verkauf oder eine dau-
erhafte Vergabe im Erbbaurecht aus stadtplanerischen Gründen nicht in
Betracht. Das mit der Suche nach alternativen Standorten beauftragte
Kommunalreferat schlägt deshalb für das Deutsche Museum ein Areal im
neu entstehenden Stadtteil Freiham im Münchner Westen vor. Diesem Vor-
schlag ist der Kommunalausschuss heute gefolgt. Das Kommunalreferat
ist deshalb nun beauftragt, mit dem Deutschen Museum Verhandlungen
über die Grundstücke in Freiham Süd aufzunehmen und die Ergebnisse
dem Stadtrat zur Entscheidung vorzulegen.

Stadt erwirbt Räume für Stadtteilkultur in Hadern

(18.4.2013) Um die sehr lebendige Stadtteilkultur in Großhadern weiter zu
stärken, wird die Stadt München das Anwesen Guardinistraße 90 erwer-
ben. Der Kommunalausschuss des Stadtrats hat in seiner heutigen Sit-
zung das Kommunalreferat mit dem Ankauf beauftragt. Damit bekommt
die Stadt mehr als 315 Quadratmeter zusätzliche Nutzfläche, die den vor
Ort tätigen Akteuren für eine bürgerschaftliche kulturelle Nutzung überlas-
sen werden können.
Das 610 Quadratmeter große Grundstück an der Guardinistraße 90 ist be-
baut mit einem zweigeschossigen Geschäfts- und Verwaltungsgebäude,
das über insgesamt 1360 Quadratmeter Nutzfläche verfügt. Die Landes-
hauptstadt München ist bislang nur Eigentümerin von zwei Dritteln dieses
Anwesens, der städtische Eigentumsanteil ist mit der Münchner Volks-
hochschule und einer Stadtteilbibliothek belegt. Der restliche Anteil gehört
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noch der Stadtsparkasse München, die hier in einem Ladenlokal im Erdge-
schoss bis vor einigen Jahren eine Filiale betrieb. Diese aber wurde  bis
auf einen Geldautomaten aufgegeben. Zwischenzeitlich waren die Räum-
lichkeiten an gewerbliche Nutzer vermietet, zuletzt an die mittlerweile in-
solvente Firma Schlecker.
Da die Stadtsparkasse – bis auf den Geldautomaten – keinen eigenen Be-
darf mehr für die Räumlichkeiten hat, hat sie ihren Eigentumsanteil der
Stadt zum Kauf angeboten. Das Gebäude befindet sich in gutem Zustand,
da es erst 2011 energetisch saniert wurde. Die Stadtsparkasse hat das
Kaufangebot des Kommunalreferats angenommen.
Der Bedarf für eine kulturelle Nutzung ist in Großhadern sehr groß, laut
Kulturreferat besteht eine große Nachfrage vor allem nach Gruppen-, Aus-
stellungs- und Archivräumen. Die Guardinistraße 90 bietet nun die einmali-
ge Gelegenheit, ein räumliches Zentrum für die hoch aktive kulturelle Sze-
ne Großhaderns zu schaffen.

Förderung von Comic-Kunst beschlossen

(18.4.2013) Der Kulturausschuss des Stadtrats hat in seiner heutigen Sit-
zung die diesjährige Förderung von Comic-Kunst in München beschlossen:
Das Comicfestival München wird mit insgesamt 62.150 Euro gefördert.
Weitere 7.700 Euro werden für acht Projekte, in denen Comic als künstleri-
sche Ausdrucksform präsentiert wird, ausgereicht.
Das biennal in München stattfindende Comicfestival ist neben dem Erlan-
ger Comic-Salon das bedeutendste Festival für die deutsche Comic-Szene.
Vom 29. Mai bis 2. Juni finden an mehr als zehn Orten in der Münchner
Innenstadt Ausstellungen, Signierstunden, Diskussionen, Workshops, Zei-
chenkurse und mehr statt. Am 1. Juni findet im Kolpinghaus eine Comic-
börse statt.
Nationale und Internationale Größen aus der Comicszene sind zum Festi-
vals eingeladen. Robert Crumb, einer der bedeutendsten Künstler des Un-
derground-Comics, wird erstmals bei einer Comicveranstaltung in
Deutschland anwesend sein. In Kooperation mit dem Instituto Cervantes
wird der spanische Comiczeichner José-Luis Munuera („Spirou“, „Fraterni-
ty“) mit einer Ausstellung und einem Künstlergespräch vorgestellt. Auch
die Liebhaber von franco-belgischen, amerikanischen und deutschen Co-
mics werden einige ihrer Idole persönlich erleben können.
Lona Rietschel, die graphische „Mutter“ der Abrafaxe, den herausragen-
den Comicfiguren in der ehemaligen DDR, wird mit dem Comic-Preis
„PENG!“ und mit einer Ausstellung für ihr Lebenswerk geehrt. Außerdem
werden der Münchner Comicpreis und der ICOM Independent Comic
Preis öffentlich verliehen.
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In den beiden Festivalzentren, dem Künstlerhaus am Lenbachplatz und
dem Alten Rathaus am Marienplatz, finden Verlagsmessen statt, die öf-
fentlich zugänglich sind. Als Gastland 2013 ist Italien mit seiner Comicsze-
ne beim Festival vertreten. Mit einer „Wikinger-Ausstellung“ im Deutschen
Jagd- und Fischereimuseum feiern die großen und kleinen Fans den 50.
Geburtstag von „Wickie“ sowie das 40. Jubiläum von „Hägar“. Am 1. Juni
wird außerdem „Superman“ 75 Jahre alt. Eine große Ausstellung im
Künstlerhaus zeigt zahlreiche Originalzeichnungen. Auch Disney-Werke
werden wieder gezeigt.
Informationen zum Comicfestival unter www.comicfestival-muenchen.de
sowie zur Comic-Förderung unter presse.kulturreferat@muenchen.de oder
Telefon 2 33-2 60 05.

Förderpreise Musik und Stipendien Musik/Bildende Kunst vergeben

(18.4.2013) Die mit jeweils 6.000 Euro dotierten Musikförderpreise gehen
2013 an Ardhi Engl, „Kofelgschroa“, Polina Lapkovskaja (Pollyester) und Jo-
hannes X. Schachtner. Ein Projektstipendium im Bereich Musik geht an
Dieter Dolezel, der für „de:conducted - eine multimediale Video-Oper“
18.000 Euro erhält. Im Bereich Bildende Kunst wird ebenfalls ein Projektsti-
pendium vergeben: Anita Edenhofer erhält 12.000 Euro für „Beyond Sur-
face“, eine Installation, die das Scheinwerferlicht aus einem Autobahntun-
nel in einen Ausstellungsraum überträgt und künstlerisch transformiert. In
seiner heutigen Sitzung hat der Kulturausschuss des Stadtrats die Verga-
be auf Vorschlag einer Jury entschieden.
Musikförderpreise

Die Förderpreise für Musik werden für künstlerisch herausragende Lei-
stungen bzw. ungewöhnliche künstlerische Positionen in allen Stilrichtun-
gen der zeitgenössischen Musik  vergeben für Komposition, Arrangement
oder Interpretation. Beurteilt werden die aktuellen Leistungen und das bis-
herige Schaffen der Künstlerinnen und Künstler.
Ardhi Engl, der auch als Begleiter mit Gerhard Polt durch die Lande tour-
te, zeichnet sich durch seine schier unendliche Experimentierfreude im
Rahmen seines breiten musikalischen Schaffens aus, das sowohl experi-
mentelle Musik, Jazz, Klassik und auch improvisierte Musik umfasst. Ne-
ben der Gitarre kommen bei ihm vor allem auch selbstgebaute Instrumen-
te zum Einsatz. Sein Erfindungsreichtum fließt auch in seine Tanz- und
Theaterprojekte ein, für die er schreibt und selbst auf der Bühne steht.
Die vier jungen Musiker von Kofelgschroa aus Oberammergau mit Ar-
beitsschwerpunkt in München machen durch ihre unbeschwerte Verbin-
dung von Volksmusik, bayerischer Mundart und Popkultur auf sich auf-
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merksam. Kofelgschroa zählt zu Münchens Popmusik-Neuentdeckung des
vergangenen Jahres.
Polina Lapkovskaja, genannt Polly, ist Bassistin, Sängerin, Pianistin, Ar-
rangeurin, Hörspiel-Komponistin und wichtiger Teil von Pollyester. Diese
Band gibt dem Münchner Pop, der Münchner Subkultur und dem Cluble-
ben seit mehr als einem Jahrzehnt Farbe und Leben. In Zusammenarbeit
mit bedeutenden Münchner Musikern hat sie Pop aus München auf inter-
nationale Bühnen und zu internationaler Beachtung gebracht.
Johannes X. Schachtner, geboren 1985, zählt zu den vielversprechend-
sten Komponisten seiner Generation. Sein bereits sehr umfangreiches
Werk zeichnet sich durch eine bemerkenswerte Eigenständigkeit aus und
wird regelmäßig von etablierten Musikern aufgeführt. Als Dirigent verfügt
er bereits über ein großes Repertoire und zeigt außergewöhnliche Indivi-
dualität bei der Programmgestaltung. Seit 2008 ist er als Festivalleiter
beim A.DEvantgarde-Festival tätig und darüber hinaus auch im Münchner
Tonkünstlerverband aktiv.
Projektstipendien

Mit den Projektstipendien Junge Kunst/Neue Medien werden konkrete,
anspruchsvolle Kunstprojekte in der Musik und in der Bildenden Kunst ge-
fördert, die in besonderem Maße neue Medien und Technologien mit einbe-
ziehen.
Das Musikstipendium für sein Projekt „de:conducted“ erhält Dieter Dole-
zel. Seine multimediale Video-Oper beschäftigt sich mit dem Verhältnis
Mensch-Maschine und mit der Beziehung zwischen Individuum und Kollek-
tiv. Kleine Musikensembles ohne Dirigenten steuern eine Maschine und
werden durch die elektronische Umsetzung ihrer musikalischen Beiträge
durch die Maschine umgekehrt beeinflusst. In die Programmierung dieser
flexiblen Steuerelektronik werden aktuelle Erkenntnisse auf den Gebieten
der Hirnforschung und der Systemtheorie mit einbezogen. Durch die Zu-
sammenarbeit mit dem Ensemble piano possibile werden Erfahrungen
und neue Techniken entwickelt und weitergegeben.
Das Stipendium für Bildende Kunst wurde Anita Edenhofer für ihre Lichtin-
stallation „Beyond Surface“ zugesprochen. Mit dem Multimediaprojekt
simuliert sie das nächtliche Lichtspiel von Scheinwerfern vorbeifahrender
Autos an Bauwerken. Mit hohem technischen Aufwand entsteht eine mul-
tivalente, vielschichtige und künstlerische Installation, die inhaltlich an die
filmische Ästhetik eindringlicher Kinobilder erinnert.
Die vollständigen Jurybegründungen und Informationen zu den Preisen
und den Jurys sind unter www.muenchen.de/kulturfoerderung abrufbar.
Auskünfte erteilt die Pressestelle des Kulturreferats unter
presse.kulturreferat@muenchen.de oder Telefon 2 33-2 60 05.
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Tanzpreis 2013 für Richard Siegal

(18.4.2013) Richard Siegal wird mit dem diesjährigen Tanzpreis der Landes-
hauptstadt München ausgezeichnet. Der mit 10.000 Euro dotierte Preis
wird alle drei Jahre verliehen. Er zeichnet herausragendes Schaffen und
Leistungen für München als Tanzstadt aus. Siegal, der immer wieder wich-
tige Akzente setzt und insbesondere auch Münchens internationale Be-
achtung im Tanzbereich stärkt, wird vom Stadtrat auf Vorschlag einer Jury
geehrt.
Die Begründung der Jury

„Richard Siegal hat eine starke Vergangenheit und eine starke Gegenwart.
In München ist er nicht nur als intellektueller ‘spiritus rector’, sondern ganz
real und sehr körperlich präsent. Seine Party-Performance „CoPirates“ zur
Eröffnung von Dance 2010, seine ergreifend introvertierte Selbstbefragung
„Black Swan“ zwei Jahre später beim gleichen Festival prägten sich eben-
so im Gedächtnis der Zuschauer ein wie sein Solo „As if Stranger“ in der
Reihe transACTION (2008) und „Civic Mimic“ in der neuen Ägyptischen
Sammlung anlässlich von Rodeo 2012, dem Festival der freien Szene. „Ci-
vic Mimic“ ist eine architektonisch durchkonstruierte Versuchsanordnung
urbanen Lebens, die die Tänzer auf, unter und neben einem abenteuerlich
schwankenden Steg mit einem sich frei im Raum bewegen den Publikum
konfrontiert.
Im Juni wird er sein neues Stück „Unitxt“ mit dem Bayerischen Staatsbal-
lett uraufführen. Im selben Monat wird ihm der Tanzpreis der Landeshaupt-
stadt München verliehen. Weil er die Jungen wie die Alten anspricht. Weil
er stets den Nervenkitzel mitinszeniert. Weil er ein neues theoretisches
Gerüst entwickelt und so sinnlich verpackt, dass sich viele daran reiben,
sich aber niemand die Zähne daran ausbeißen muss.
In Richard Siegals geschmeidigem Körper wohnt ein scharfer Intellekt. Wer
wie er jahrelang mit William Forsythe arbeitet, der muss nicht nur tanzen,
sondern auch denken können. 1968, im Jahr der Studentenrevolte, gebo-
ren, zählt der aus North Carolina stammende Tänzer, Choreograph, Tanz-
theoretiker und Medienforscherzwar selbst nicht mehr zu den aufrühreri-
schen Jungspunden, wie man sie in der internationalen Tanzszene oftmals
ungeduldig vermisst, fördert aber so viel Überraschendes zutage, dass es
ausreicht, den zeitgenössischen Tanz aus den Angeln zu heben und gleich-
zeitig neu zu positionieren. Wo andere stagnieren oder sich verirren, geht
er weiter. Denn Richard Siegal fragt nach gesellschaftlichen Zusammen-
hängen, transformiert sie in Choreografie und erhebt dabei Internetstrate-
gien ganz selbstverständlich zur Methode. In seiner Kooperation mit Soft-
wareentwicklern, Architekten, Philosophen und Künstlern aus diversen
Sparten realisiert
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Richard Siegal höchst individuell in seiner interdisziplinären Plattform „The
Bakery“ sowie im offenen Umgang mit seinem Publikum, was Alexander
Kluge vorlebte und folgendermaßen trefflich auf den Punkt brachte: „Ko-
operation ist eine natürliche menschliche Verhaltensweise.“ Das lässt auf
eine starke Zukunft hoffen.“
Der Jury gehörten in diesem Jahr an: Cornelia Albrecht (Ballet National de
Marseille),  Prof. Dr. Gabriele Brandstetter (Freie Universität Berlin/Tanz-
wissenschaft), Dr. Tanja Ertel (Rolferin, Praxis für Körper- und Bewegungs-
arbeit), Eva-Elisabeth Fischer (Tanzkritikerin, SZ), Micha Purucker (Choreo-
graph) und Dr. Katja Schneider (Publizistin, Tanzwissenschaftlerin) sowie
aus dem Stadtrat Dr. Ingrid Anker, Monika Renner (SPD), Thomas Nieder-
bühl (DIE GRÜNEN/Rosa Liste) und Marian Offman und Elisabeth
Schmucker (CSU).
Die Preisverleihung findet am Freitag, 5. Juli, 19 Uhr, im Alten Rathaussaal
vor geladenen Gästen statt. Informationen unter www.muenchen.de/
kulturfoerderung oder über presse.kulturreferat@muenchen.de, Telefon
233-26005.

Kranzniederlegung für Dr. Johannes von Widenmayer

(18.4.2013) Zum 175. Geburtstag von Dr. Johannes von Widenmayer legt
die Landeshauptstadt an seiner Grabstätte N-A 88 im Südfriedhof einen
Kranz mit Stadtschleife nieder. Johannes von Widenmayer war von 1870
bis 1888 Zweiter Bürgermeister und von 1888 bis 1893 Erster Bürgermei-
ster der Stadt München. Er war am 18. April 1838 in Lindau geboren wor-
den.
Nach dem Besuch des St.-Anna-Gymnasiums in Augsburg studierte
Widenmayer an den Universitäten München und Heidelberg Rechtswis-
senschaft. 1863 promovierte er in Heidelberg zum doctor juris. Widenmay-
er wurde am 4. Juni 1870 als Stellvertreter von Alois von Erhardt zum
Zweiten Bürgermeister von München gewählt. Nach dem Rücktritt Er-
hardts trat Widenmayer am 16. Februar 1888 dessen Nachfolge an.
Die Amtszeit Dr. Johannes von Widenmayesrs war von den Folgen der
Münchner Gründerzeit geprägt. Allein in dem Jahrzehnt von 1880 bis 1890
verdoppelte sich die Bevölkerung, die bebaute Fläche Münchens wuchs
dementsprechend in alle Richtungen. Neben den schon eingemeindeten
früheren Handwerker- und Tagelöhnervorstädten Au, Haidhausen und Gie-
sing entwickelte sich südlich der Bahnanlagen des Hauptbahnhofs ein In-
dustrie- und Arbeiterwohnviertel, das Westend. Stark von der Industrie
geprägt wurden auch Sendling, Laim und Thalkirchen. Auf den nördlichen
Vorort Schwabing, der wenige Jahre vor seiner Eingemeindung 1890 noch
zur selbständigen Stadt aufgerückt war, übten die angrenzende Akademie
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und die Universität auf Schriftsteller, Maler, Studenten und Gelehrte einen
deutlichen Einfluss aus. Das im gleichen Jahr eingemeindete Bogenhau-
sen sollte vor allem großzügige Villen bekommen und wurde für begüterte
Münchner zur innerstädtischen Flucht ins Grüne. Neben den Eingemein-
dungen fielen in Widenmayers Amtszeit der Ausbau der Volksschulen und
die Schwemmkanalisation.
Dr. Johannes von Widenmayer starb am 5. März 1893 in München.

Über 20.000 Übernachtungen im städtischen Kälteschutzprogramm

(18.4.2013) Am 2. April endete das diesjährige Kälteschutzprogramm der
Landeshauptstadt München. Dieses Programm bietet von November bis
Ende März bei Frosttemperaturen einen Übernachtungsplatz zum Schutz
vor Gefahren für Leib und Leben. Erstmalig wurde dieses Jahr ein städti-
sches Haus auf dem Gelände der Bayernkaserne als Kälteschutzraum mit
Platz für etwa 170 Personen unter der Leitung des Evangelischen Hilfs-
werks geöffnet. Neben dem Management des Hausbetriebs hat der
Stadtrat das Evangelische Hilfswerk mit einem ganzjährigen Beratungs-
dienst für Menschen, die in München auf der Straße leben, beauftragt.
Seit drei Jahren stellen die Träger der Münchner Wohnungslosenhilfe fest,
dass neben den Münchner Obdachlosen auf der Straße, die für die Annah-
me von Hilfen nur schwer zu motivieren sind, unter den Obdachlosen im-
mer mehr Menschen vor allem aus den neuen EU-Beitrittsländern sind. Es
handelt sich hierbei großteils um diskriminierte Minderheiten aus Bulgarien
und Rumänien, die in München versuchen, mit schlecht bezahlter Tagelöh-
nerarbeit ihre Lebensumstände zu verbessern. Diese Menschen haben in
der Regel keinen Anspruch auf eine Unterbringung in Einrichtungen der
Wohnungslosenhilfe, beispielsweise weil sie in ihrer Heimat über Wohn-
raum verfügen. Das Angebot des Kälteschutzprogramms stellt in Mün-
chen somit kein Regelangebot der Wohnungslosenhilfe dar, deren Ziel die
Vermittlung in ein dauerhaftes Wohnen oder in eine geeignete Hilfeeinrich-
tung ist. Aber auch für Menschen ohne Anspruch auf Sozialleistungen
oder obdachlosenrechtliche Hilfen gilt das Ziel der Stadt, dass in München
niemand auf der Straße erfrieren muss.
In dieser Woche haben sich die Akteure des Kälteschutzprogramms zu
einer Rückbetrachtung der diesjährigen Kälteschutzperiode getroffen:
Die Nachfrage nach Übernachtungsplätzen war so groß wie nie zuvor und
hat sich im Vergleich zum letzten Jahr nahezu verdoppelt. So wurden im
gesamten Zeitraum, der aufgrund des Kälteeinbruchs Ende Oktober be-
reits am 24. Oktober 2012 begann, über 20.000 Übernachtungen für über
1.000 unterschiedliche Personen ermöglicht. Die während des Zeitraums
ansteigende Nachfrage hat eine Zuschaltung weiterer Kälteschutzräume
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notwendig gemacht. So hat die Regierung von Oberbayern der Stadt eine
wegen einer anstehenden Sanierung leerstehende Gemeinschaftsunter-
kunft an der St.-Veit-Straße unbürokratisch zur Verfügung gestellt. Damit
und mit weiteren Zuschaltungen im Beherbergungsgewerbe konnte die
große Nachfrage gedeckt werden, so dass niemand abgewiesen werden
musste und jedem Hilfesuchenden ein Platz angeboten werden konnte.
Insgesamt wurden in den Münchner Kälteschutzräumen über 400 Über-
nachtungsplätze angeboten, die in der Spitzenauslastung von zirka 340
Menschen genutzt wurden. Dies lässt den Rückschluss zu, dass sich vie-
le Menschen aus der Zielgruppe des Kälteschutzes nicht dauerhaft in Mün-
chen aufhalten, sondern sich lediglich für die Zeit einer Gelegenheitsarbeit
in München befinden. Die Heterogenität des untergebrachten Personen-
kreises erschwert eine Bedarfsprognose für den nächsten Winter. Wegen
der politischen und ökonomischen Entwicklung in Teilen Ost- und Südost-
europas gehen die Beteiligten derzeit von einer mindestens gleichbleiben-
den Nachfrage aus. Da die diesjährigen Unterbringungsmöglichkeiten im
nächsten Jahr nicht in vollem Umfang zur Verfügung stehen werden, befin-
det sich das Sozialreferat in einer sehr intensiven Suche nach einem Ob-
jekt, in dem zirka 100 bis 150 Personen nächtigen könnten.

Gehäuftes Auftreten von Masern – jetzt Impfschutz überprüfen

(18.4.2013) Sechs Masernerkrankungen sind dem Referat für Gesundheit
und Umwelt (RGU) seit Freitag, 12. April, bekannt geworden. Bei den Pati-
entinnen und Patienten handelt es sich um Erwachsene im Alter von 17
bis 49 Jahren aus München und dem Umland. Fünf der sechs Fälle wer-
den in Münchner Krankenhäusern behandelt. Das RGU ist derzeit dabei,
potentielle Kontaktpersonen zu ermitteln und über Masern aufzuklären. Da
es nach jetzigen Erkenntnissen zu mehreren Kontakten der Erkrankten mit
Dritten in der hochinfektiösen Phase gekommen ist, empfiehlt das RGU
allen Münchnerinnen und Münchnern und insbesondere den nach 1970 ge-
borenen jungen Erwachsenen, ihren Masern-Impfschutz überprüfen zu las-
sen. Bei Masern handelt es sich um eine hoch ansteckende Infektions-
krankheit, die äußerst ernstzunehmen ist. Insbesondere bei Erwachsenen
kann es zu Komplikationen kommen. Vor diesem Hintergrund fordert das
RGU auch die Ärzteschaft auf, verstärkt an Masern zu denken und die
Impflücken zu schließen. Dies ist die beste Möglichkeit einer lokalen Aus-
breitung aktuell und später vorzubeugen oder diese schnell begrenzen zu
können. Bei Masern ist rasch mit Folgefällen zu rechnen, dies zeigt das
aktuelle Beispiel Berlin. Dort sind seit Februar 2013 mittlerweile zirka 50
Fälle bekannt.
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Neben der ernsthaften Gefahr von Komplikationen und Folgeerkrankungen
bei Erkrankten müssen seitens der Gesundheitsbehörden Maßnahmen
bei ungeimpften Kontaktpersonen angewandt werden, die Einschnitte in
deren Berufsleben oder beim Besuch von Kindereinrichtungen beinhalten.
Nicht nur die Erkrankten, sondern auch nicht immune Kontaktpersonen,
auch wenn diese in der Folge nicht erkranken sollten, können für den Zeit-
raum der Inkubationszeit (mindestens14 Tage) an gesellschaftlichen Aktivi-
täten nicht teilnehmen und damit auch ihrer beruflichen Tätigkeit oder ei-
nem Schul- und Ausbildungsbesuch vorübergehend nicht nachkommen.
Auch aus diesen Gründen sollte eine Impfung umgehend erfolgen. Die ein-
malige Impfung für Erwachsene erfolgt normalerweise mit einem gut ver-
träglichen Kombinationsimpfstoff gegen Masern, Mumps und Röteln
(MMR Impfstoff) und wird von der behandelnden Ärztin oder Arzt verab-
reicht. Danach besteht ein lebenslanger Schutz.
Masern sind keine harmlose Kinderkrankheit, denn sie können ernsthafte
Komplikationen (z. B. Mittelohrentzündung, Lungenentzündung, Gehirnent-
zündungen) oder Folgeerkrankungen verursachen und sogar tödlich verlau-
fen. Sie werden durch sehr feine Tröpfchen beim Sprechen, Husten oder
Niesen von Mensch zu Mensch übertragen. Fast jeder Kontakt von unge-
schützten Personen mit einem Erkrankten führt zur Ansteckung. Bereits
fünf Tage vor Auftreten des Hautausschlages sind infizierte Personen an-
steckend. Dies führt zur Weiterverbreitung, noch bevor die Infektion er-
kannt wurde und Hygiene- und Absonderungsmaßnahmen eingeleitet wer-
den konnten. Die einzige effektive vorbeugende Maßnahme für nicht im-
mune Kontaktpersonen ist die Impfung. Seit Einführung der Masernimp-
fung vor 40 Jahren hat die Häufigkeit der Masern in Deutschland deutlich
abgenommen, dennoch gibt es immer wieder Masernausbrüche. Diese
betreffen vorwiegend die Altersgruppen der nach 1970 geborenen Erwach-
senen und Jugendlichen, wenn diese durch die allgemein empfohlene Imp-
fung nie erreicht wurden.
In Deutschland kam es 2011 zuletzt mit 1.500 Fällen zu einer starken Aus-
breitung von Masern – mit 184 Fällen spielte sich in München fast die
Hälfte der in Bayern gemeldeten (400) Erkrankungen ab. Um die Öffent-
lichkeit für das Thema stärker zu sensibilisieren, hat das RGU im März
2013 gemeinsam mit dem Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und
Gesundheit eine Medienkampagne zur Aufklärung über Masern gestartet.
Sie umfasst einen Kinospot, Plakataktionen und weitere Informationsmaß-
nahmen, die besonders junge Erwachsene für das Thema sensibilisieren
sollen. Der auf Initiative des RGU entstandene und zu gleichen Teilen vom
Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit und der Landeshauptstadt
München finanzierte Kinospot ist derzeit in Münchner Kinos zu sehen.
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„Masern können zu Beginn leicht mit einer Grippe verwechselt werden,
da zunächst Husten und Schnupfen mit Bindehautentzündung und Fieber
auftreten. Aber: Masern sind höchst ansteckend“, betont Joachim Lorenz,
Referent für Gesundheit und Umwelt. „Umso wichtiger ist die Botschaft
unserer Medienkampagne: Masern sind vermeidbar – eine vollständige
Impfung schützt!“, erneuert Lorenz seinen Appell. Einen Informations-
abend rund ums Thema Impfen organisiert das RGU am Mittwoch, 24.
April, um 19 Uhr im Ehrensaal des Deutschen Museums bei der Reihe
„Wissenschaft für jedermann“. Unter dem Titel „Impfen: Schutz oder Ge-
fahr“ werden auch Masern Thema sein. Im Anschluss an den Vortrag be-
steht die Möglichkeit, den Impfpass kontrollieren zu lassen.
Der Eintritt kostet 3 Euro, Museums-Mitglieder sind frei, Karten sind an
der Abendkasse ab 18 Uhr, in der Eingangshalle des Deutschen Museums
erhältlich. Einlass in den Ehrensaal ab 18.30 Uhr, Beginn 19 Uhr, Reservie-
rungen sind Montag, Dienstag und Mittwoch vor dem jeweiligen Vortrag
von 9 bis 16 Uhr unter der Telefonnummer 21 79-2 21 möglich.

„Ruhig bleiben?“ – Informationen am Tag gegen Lärm im Rathaus

(18.4.2013) Lärm begegnet uns überall – in der Großstadt, in Dörfern und
selbst beim Waldspaziergang. Schon auf dem Weg zur Arbeit oder Schule
brummen Maschinen und Automotoren, schlägt einem Hundegebell im
Park entgegen oder schallt Musik aus der Stereoanlage des Nachbarn.
Insbesondere aber ist Lärm eines: Er ist subjektiv. „Der eine findet Rock-
musik anregend, den anderen regt sie auf“, sagt Joachim Lorenz, Referent
für Gesundheit und Umwelt, und Schirmherr des 16. Tages gegen Lärm.
„Ist man Lärm regelmäßig ausgesetzt, kann es eine Herausforderung
sein, Ruhe zu bewahren. Umso trefflicher ist die Frage „Ruhig bleiben?“,
die der Gesundheitsladen München beim Tag gegen Lärm stellt. In Mün-
chen gibt es am international begangenen Tag gegen Lärm am Mittwoch,
24. April, eine zentrale und kostenlose Veranstaltung im Rathaus. Darüber
hinaus hat der Gesundheitsladen München in der Landeshauptstadt und
umliegenden Gemeinden bereits ab 17. April bis zum Juli mit Unterstüt-
zung des Referats für Gesundheit und Umwelt (RGU) ein Programm rund
ums Hören und den Schutz der Ruhe zusammengestellt.
Anschauen und ausprobieren heißt es beim „Tag gegen Lärm“ von 10 bis
17 Uhr in der Ratstrinkstube im Rathaus, Besucherinnen und Besucher
erfahren dort, wie Messgeräte funktionieren, welche Messmethoden und
welche Formen von Lärmschutz es gibt. Für manchen überraschend wird
vermutlich das Experiment des Fachdienstes Arbeitssicherheit der Lan-
deshauptstadt München sein, der die Lautstärke mitgebrachter MP3-Play-
er messen wird. Hörakustikermeister Andreas Pietsch bietet beispielswei-
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se Hörtests an, die Tinnitus-Liga Deutschland gibt Tipps für Betroffene. Der
Frage „Was zahlt die Krankenkasse für Schwerhörige“ geht Edith Feneis-
Schuster von der Informations- und Servicestelle für Menschen mit Hör-
behinderung für München und Umland ab 12 Uhr auf den Grund und das
RGU bietet von 14 bis 16 Uhr eine Bürgersprechstunde an, bei der es ins-
besondere um Veranstaltungen im öffentlichen Raum gehen wird.
Konzerte und Großveranstaltungen gehören zum kulturellen Angebot einer
Großstadt, die von Besucherinnen und Besuchern durchaus begeistert
aufgenommen werden – ganz im Gegensatz zu manchen Anwohnerinnen
und Anwohnern. Das RGU wird mittlerweile bei der Organisation und Ge-
nehmigung von mehr als 650 Veranstaltungen pro Jahr als Immissions-
chutzbehörde eingebunden. Auch Fragen rund um Gewerbelärm, Sportver-
anstaltungen oder aber Lärm im privaten Bereich wird Helmut Jahn beant-
worten. Das gesamte Programm zur zentralen Veranstaltung im Münch-
ner Rathaus ist im anlässlich des Tag gegen Lärms erschienenen Pro-
grammheft abgedruckt. Es liegt in der Stadt-Information im Münchner Rat-
haus, im Foyer des RGU, Bayerstraße 28a, und im Gesundheitsladen
München kostenlos aus und kann im Internet unter www.muenchen.de/
rgu  heruntergeladen werden.
Der „Tag gegen Lärm“ wird bundesweit von der Deutschen Gesellschaft
für Akustik (DEGA), dem  Arbeitsring Lärm der DEGA (ALD) und den
DEGA-Fachausschüssen „Lärm: Wirkungen und Schutz“ und „Höraku-
stik“ organisiert. Er findet seit 1998 einmal jährlich im April statt. Das Da-
tum ist am „International Noise Awareness Day“ in den USA orientiert,
um die Aktion weltweit am selben Tag durchzuführen.

Baureferat gestaltet weitere fünf Plätze neu

(18.4.2013) Der Bauausschuss des Münchner Stadtrates hat am Diens-
tag, 16. April, die Neugestaltung weiterer fünf Plätze einstimmig beschlos-
sen. Das Baureferat wurde beauftragt, die Fläche rund um das Siegestor,
den St.-Pauls-Platz, den Willibaldplatz, den alten Aubinger Ortskern rund
um Altostraße, Ubostraße und Giglweg sowie den kleinen Vorplatz an der
Ecke Rosenheimer Straße/Lilienstraße/Zeppelinstraße aufzuwerten.
Der Bauausschuss billigte auch ein modifiziertes Verfahren der Bürgerbe-
teiligung bei der Neugestaltung öffentlicher Räume. Die Meinungsbildung
der Bürgerinnen und Bürger wird künftig stärker visuell unterstützt. Da-
durch können die Potenziale, die ein Ort zur Aufwertung bietet, besser ver-
deutlicht werden. Andererseits beugt das neue Verfahren unrealistischen
Erwartungshaltungen vor. Es soll eine breite Akzeptanz der neuzugestal-
tenden Flächen innerhalb der Bürgerschaft gefördert werden.
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Außerdem legte das Baureferat eine umfangreiche Bilanz neu gestalteter
Straßen und Plätze in München in den letzten 20 Jahren vor. Grundlage ist
eine Pilotstudie über die Gestaltung von Straßen und Plätzen aus dem
Jahr 1991, die das Baureferat erstellt hat.
Die Pilotstudie hat die Aufenthaltsqualität von 767 öffentlichen Orten in
München untersucht. In 177 Fällen wurde dringender oder sehr dringender
Verbesserungsbedarf identifiziert. Rund die Hälfte dieser Orte wurde be-
reits deutlich aufgewertet. In den anderen Fällen hängt die Neugestaltung
von umfassenden verkehrlichen oder übergeordneten Maßnahmen ab.
Um die Aufenthaltsqualität an öffentlichen Orten zu verbessern, müssen
oftmals die vorhandenen Flächen hinsichtlich ihrer Nutzung neu struktu-
riert werden. Dazu sind im Vorfeld grundsätzliche städtebauliche oder ver-
kehrliche Maßnahmen erforderlich. Beispiele hierfür sind der St.-Jakobs-
Platz mit der neu erbauten Synagoge, das Jüdische Museum und Gemein-
dezentrum, die Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung des Pasinger Zen-
trums mit der  Nordumgehung Pasing oder die Abhängigkeit der Gestal-
tung des Max-Joseph-Platzes von der Nord-Süd-Radverkehrsachse.
Das Baureferat hat seit 1991 rund 170 Straßen, Plätze und Grünanlagen
neu gestaltet oder die Neugestaltung ist derzeit in Planung oder in Bau.
Dazu zählen auch öffentliche Räume, die seither durch städtebauliche Ent-
wicklungsmaßnahmen oder Straßenbauprojekte neu entstanden sind. Bei-
spiele sind der Petuelpark, der Riemer Park, die Neugestaltung des Dülfer
Angers, die Sanierung des Bavariaparks, die Plätze in der Nordheide, der
Karl-Preis-Platz und der Memminger Platz.
Insgesamt leisten die zahlreichen neu gestalteten Straßen und Plätze ei-
nen großen Beitrag zur Attraktivität der Landeshauptstadt.

Bilderausstellung „augenblick münchen“ von Eva und Bert Laudien

(18.4.2013) In der Rechtsabteilung des Direktoriums, Burgstraße 4, erstes
Obergeschoss, findet in der Zeit vom 19. April bis 19. Juli eine Ausstellung
mit Bildern von Eva und Bert Laudien statt. Nach den Jahres-Bilderserien
„graphit & farbe“, „körper & gesichter“, „scotland“, „bayern“, lautet nun das
Motto „münchen“. Im ersten Arbeitsschritt entstehen mit Graphit gegen-
ständliche Motive in schwarz-weiß. Anschließend entwickeln sich die
wechselnden, ganz unterschiedlichen Details und Blickfänge mittels Acryl-
farbe zu einem faszinierenden Ganzen – einem farbigen Kaleidoskop der
bayerischen Landeshauptstadt. Ein Drittel aller Erlöse durch den Verkauf
der  Bilder von Eva und Bert Laudien gehen als Spende an die Münchner
„Elterninitiative krebskranke Kinder München e.v.“
Die Ausstellung kann Montag bis Donnerstag von 9.30 bis 15 Uhr und
Freitag von 9.30 bis 12 Uhr besichtigt werden.
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Infoabend: Radfahren mit Steuervorteilen

(18.4.2013) Wie können Unternehmen ihre Belegschaft zum Radfahren mo-
tivieren? Das Referat für Arbeit und Wirtschaft (RAW), die Umweltorgani-
sation Green City e.V. und der Radfahrerverband ADFC München informie-
ren am 23. April, 19 Uhr, im RAW, Herzog-Wilhelm-Straße 15, Erdge-
schoss, Multifunktionsraum, über eine Änderung im Steuerrecht, die das
Dienstwagenprivileg auf Fahrräder ausweitet.
Für Dienstwagen, die auch privat genutzt werden dürfen, gilt seit vielen
Jahren eine Regelung, nach welcher monatlich ein Prozent des Listenprei-
ses des Fahrzeugs als geldwerter Vorteil versteuert werden muss. Dies
gilt seit Dezember 2012 auch für Fahrräder und Elektroräder.
Bei der Veranstaltung referieren Holger Tumat, Geschäftsführer der Firma
Lease Rad GmbH, und Jens Bäuml, Geschäftsführer von planet ebikes
GmbH.
Weitere Informationen unter www.greencity.de und www.adfc-muenchen.de.

Vortrag über Heizsysteme mit alternativen Energiequellen

(18.4.2013) Heizsysteme mit alternativen Energiequellen ersetzen fossile
und biogene Brennstoffe, erzeugen wenig bis kein Kohlendioxid und leisten
so einen Beitrag zum Klimaschutz. Besonders in den Bereichen Sonnenen-
ergie (Solarthermie) und Erdwärme (Geothermie) wurden viele Technologi-
en entwickelt, die zur Wärmegewinnung in Häusern einsetzbar sind und
alte Heizsysteme ersetzen werden. Manfred Giglinger gibt einen Überblick
rund um die auf dem Markt befindlichen Techniken, stellt das jeweilige
Kosten-Nutzen-Verhältnis dar und wird über Fördergelder und günstige
Kredite der KfW-Bankengruppe sprechen. Sein Vortrag findet am Dienstag,
23. April, um 18.30 Uhr in der Münchner Volkshochschule Nord, Pelkoven-
schlössl, Moosacher St.-Martins-Platz 2, statt. Im Rahmen des Vortrags
geht Giglinger auf individuelle Fragen der Besucherinnen und Besucher ein.
Der Eintritt ist frei.
Die Münchner Volkshochschule bietet in Kooperation mit dem Bauzentrum
München eine Vortragsreihe mit dem Themenschwerpunkt „Bauen, Woh-
nen und Sanieren“ an. Die Dozentinnen und Dozenten sind Baufachleute
und meistens Mitglieder des ehrenamtlichen Beratungsteams im Bauzen-
trum München.

Reden über Fotografie: Vortrag über Oskar Rösiger

(18.4.2013) Professor Dr. Hubertus v. Amelunxen, Präsident der Hoch-
schule für Bildende Künste Braunschweig, hält am Dienstag, 23. April,
um 19 Uhr in der Sammlung Musik im Münchner Stadtmuseum, St.-Ja-
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kobs-Platz 1, den Vortrag „Blicke denken – oder die photografischen Wan-
derungen des Oskar Rösiger“.  Der Eintritt ist frei.
Oskar Rösiger war ein wandelnder Geistlicher an der Wende zum 20. Jahr-
hundert und hat ein einzigartiges photografisches Werk hinterlassen. Ein-
zigartig in den Sujets, aber auch in der Beschriftung. Die Rückseiten mö-
gen an die Mikrogramme von Robert Walser erinnern.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 18. April 2013

Sicherungseinrichtung in den Nebenarmen der Würm

Antrag Stadtrats-Mitglieder Josef Schmid und Mechthilde Wittmann (CSU)
vom 20.11.2012

Antwort Baureferat:

Sie haben am 20.11.2012 Folgendes beantragt:

„Die renaturierten Nebenarme der Würm werden jeweils vor ihren Ein-
zweigungen in den Hauptarm durch Fanggitter gesichert, durch die Fische
schwimmen, Kinder und Hunde aber abgefangen werden.“

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Fragen zur Würm, die sich im Eigentum und im Unterhalt
des Freistaates Bayern bzw. des Wasserwirtschaftsamtes befindet, fallen
nicht in die Aufgabenträgerschaft der Landeshauptstadt München, so
dass eine Behandlung auf diesem Weg erfolgt.
Zu Ihrem Antrag vom 20.11.2012 teilen wir Ihnen aber Folgendes mit:
Die Würm befindet sich als Gewässer erster Ordnung im Eigentum und im
Unterhalt des Freistaates Bayern bzw. des Wasserwirtschaftsamts. Auch
für die neu angelegten Nebenarme der Würm ist das Wasserwirtschafts-
amt zuständig. Die beantragten Sicherungseinrichtungen wären ebenfalls
im Eigentum und Unterhalt des Wasserwirtschaftsamts. Das Baureferat
hat deshalb das Wasserwirtschaftsamt München um eine Stellungnahme
zu Ihrem Antrag gebeten und folgende Antwort erhalten:

„Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist bei einem solchen Gitter in der Strö-
mung mit ständigen Verklausungen durch Treibgut (Äste, Laub, Abfälle, ...)
zu rechnen. Aus diesem Grund sind an Rechen, wie sie vor Triebwerken
angebracht werden, automatische Räumeinrichtungen mit einem entspre-
chenden Energie- und Wartungsaufwand üblich. Das Wasserwirtschafts-
amt sieht sich außerstande, eine solch aufwändige Anlage zu erstellen
und zu betreiben.
In die Strömung gestellte Rechen bzw. Fanggitter stellen auch unter Be-
rücksichtigung ständiger Verklausungen eine Behinderung der Durchgän-
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gigkeit des Gewässers dar. Dieses ist aus wasserwirtschaftlicher Sicht
nicht zu befürworten.

Wir möchten noch auf folgendes, nicht wasserwirtschaftliches, Problem
hinweisen: Bei den in der Würm und den Nebengerinnen herrschenden
starken Strömungen entsteht an einem solchen Rechen/Fanggitter ein
starker Anpressdruck, der für Kinder unter Umständen eine Lebensgefahr
darstellt, wenn sie unter Wasser ‚festgehalten’ werden.“

Das Baureferat schließt sich den Ausführungen des Wasserwirtschafts-
amts München an. Ihrem Antrag vom 20.11.2012 kann deshalb nicht ent-
sprochen werden.

Wir bitten, von den Ausführungen Kenntnis zu nehmen und gehen davon
aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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SPD-Fraktion Die Grünen/RL-Fraktion CSU-Fraktion

Herrn Oberbürgermeister Alexander Reissl
Christian Ude Paul Bickelbacher

Josef Schmid
Stadtratsmitglieder

München, 18.04.2013

Parkhaus Färbergraben

Antrag

Für die Nachnutzung des städtischen Grundstücks „Parkhaus Färbergraben“ wird eine Mischung 
aus Wohnen, Gewerbe und Einzelhandel angestrebt. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, ein 
Konzept zu entwickeln, mit dem dauerhaft freifinanzierter Mietwohnungsbau (Mietspiegel) und 
Einzelhandelsnutzung zum Beispiel durch eingesessene Unternehmen ermöglicht wird. Ebenso ist 
zu klären wie viele der Stellplätze im Parkhaus auch künftig – gebunden und allgemein – ersetzt 
werden müssen.

Begründung

In wenigen Jahren endet der Erbbaurechtsvertrag für das heutige Parkhaus am Färbergraben. Das 
Parkhaus wird nicht weitergeführt werden. Für den Standort zwischen Fürstenfelderstraße, 
Sattlerplatz und Färbergraben, in Sichtweite der Fußgängerzone, ist neben der erforderlichen 
städtebaulichen Lösung eine städtische Nutzungmischung anzustreben. Ziel ist, das Grundstück 
zu verwerten, ohne an einen internationalen Immobilieneigentümer ohne Interesse und 
Verständnis für die Münchner Innenstadt zu verkaufen.

gez. gez. gez.

Alexander Reissl
Stadtrat

Paul Bickelbacher
Stadtrat

Josef Schmid
Stadtrat





Herrn
Oberbürgermeister Ude
Rathaus

Alexander Reissl
e.a. Stadtrat

Stadtratsmitglieder

München, 18.04.2013

Städtische Photovoltaikanlagen

Anfrage

Jetzt, Mitte April, ist der Winter 2012/ 2013 vorbei. Dieser Winter war nicht nur auffällig lang 
(Schnee bis Ostern, überdurchschnittliche Schneemenge) sondern auch sehr grau. Nur an ganz 
wenigen Tagen seit November gab es Sonnenschein, vorherrschend war bedeckter Himmel.

Ich bitte um die Beantwortung der folgenden Fragen betreffend die Photovoltaikanlagen, die der 
Stadt gehören bzw. die die Stadt betreibt:

1. Wie hoch ist die installierte Leistung dieser Anlagen?

2. Wie hoch ist der durchschnittliche Stromertrag in einem Spätfrühlings- oder 
Frühsommermonat?

3. Wie hoch ist der durchschnittliche monatliche Stromertrag?

4. Wie hoch war der durchschnittliche Stromertrag in den Monaten November 2012 bis März 
2013?

5. Welche Kapazitäten müssen beim Stromlieferanten der Stadt vorgehalten werden, um an 
sonnenlosen Tagen wie im vergangenen Winter die Erzeugung durch Photovoltaik zu 
ersetzen?

gez. gez. gez.
Alexander Reissl
Stadtrat Stadträtin / Stadtrat Stadtrat / Stadträtin

gez. gez. gez.
...............................
Stadträtin / Stadtrat Stadtrat / Stadträtin  Stadträtin / Stadtrat



___________________________________________________________

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München

Betreuungsangebote für die Ferien und am Freitag nach Schulschluss
Inwieweit setzt das RBS gefasste Beschlüsse um? 

Am 29.06.2011 im Ausschuss für Bildung und Sport bzw. in der VV vom 27.07.2011
wurden vom Stadtrat mehrere Maßnahmen für die Schuljahre 2011/12 und 2012/13
beschlossen um an Grundschulstandorten mit einem gebundenen Ganztag in den Ferien
und am Freitag Betreuungsangebote zu ermöglichen. Dafür sollten auch entsprechende
Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt werden. Da der Beschluss 2011 mit der
Begründung Dringlichkeit versehen war, um � die Planungen für den Ausbau... bedarfs-
und zeitgerecht realisieren zu können� , ist eine Information zwingend notwendig, um
eventuelle Probleme schnellstens lösen zu können.

Ich frage deshalb:

1. Liegt seitens des RBS ein entsprechendes Konzept vor? 
2. Wie wurden die Schulen über dieses Angebot informiert? 
3. Welche Schulen haben diese Möglichkeit bis jetzt genutzt? 
4. Wie viele Kinder haben dieses Angebot bis jetzt in Anspruch genommen? 
5. Welche Gründe haben dazu geführt, dass bis jetzt dieses Angebot kaum genutzt

werden konnte? 

 

gez.
Beatrix Burkhardt, Stadträtin

 

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.de

Stadträtin 

Beatrix Burkhardt

ANFRAGE
18.07.13
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